
Strukturelle Veränderungen 
sollen Österreichs zweitgröß-
tem Molkereiunternehmen, der 
Niederösterreichischen Molke-
rei (NÖM), zu mehr Ef�zienz 
verhelfen: Die Konzentration 
der gesamten Produktion am 
Firmensitz in Baden bei Wien 
und der Abschied von auslän-
dischen Beteiligungen.

Die bisher in Hartberg 
(Stmk) angesiedelte Topfen-
produktion wurde bereits vor 
einigen Monaten in die neue 
Fertigungsanlage in Baden ver-
legt. Künftig wird hier auch 
Butter erzeugt werden. Das 
Butterwerk in Zwettl (NÖ) 
wird im kommenden Herbst 
geschlossen. An der Einrich-
tung der neuen „Butterei“ wird 
bereits gearbeitet. Die NÖM-
Geschäftsführung verspricht 
sich von diesen Maßnahmen 
einen beträchtlichen Einspa-
rungseffekt. Die Zersplitterung 
der Produktion habe in der 
Vergangenheit aufwendige Lo-
gistikströme und damit auch 
relativ hohe Kosten verursacht. 
Bei Frischkäse, z. B. Cottage 
Cheese, und Topfen kommt es 
zu einer Verdoppelung der Pro-

duktionskapazität auf jährlich 
rund 12.000 t. Die zusätzlichen 
Mengen sollen hauptsächlich 
auf ausländischen Märkten 
abgesetzt werden. Die Aus-
landsbeteiligungen der NÖM 
sind mehr oder weniger Ge-
schichte. Das Werk in England 
wurde bereits 2013 verkauft. 
Das operative Geschäft der 
ungarischen Vertriebstochter 
Mona Hungary in Budapest 
wurde in die NÖM integriert, 
und das nie aus den Start-
löchern gekommene Projekt 
TOV Regionprodukt in Gnidin, 
Ukraine, wird aufgrund der 
unsicheren politischen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse 
nicht weiter verfolgt.

Die NÖM AG hat 2014 ihren 
Umsatz von 338,8 auf 339,9 
Mio. Euro erhöht. Die ver -
arbeitete Milchmenge ist von 
280 auf 375 Mio. kg gestiegen. 
Die Zahl der Milchlieferanten, 
zusammengeschlossen in der 
Milchgenossenschaft Nieder-
österreich (MGN) ist von ca. 
3560 auf ca. 3420 gesunken. 
Die MGN will ihren Anteil an 
der NÖM AG von derzeit 20,17 
Prozent weiter erhöhen. � F.G.

Starkniederschläge, Hagel, 
Dürre und Sturmschäden – die 
Wetterextreme und die damit 
verbundenen Schäden nehmen 
in der Landwirtschaft zu und 
sind heuer bereits beträchtlich. 
Kurt Weinberger, Vorstands-
vorsitzender der Österreichi-
schen Hagelversicherung, er-
klärt: „Mehr als 30 Mio. Euro 
Schaden in der Landwirtschaft 
durch die schweren Hageler-
eignisse bis Ende Juli zeigen, 
wie verletzbar die Landwirt -
schaft ist.“ Weinberger rechnet 
außerdem mit Dürreschäden 
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Wie der Ukraine-Kon�ikt 
zum Handelskrieg wurde
HANDEL – Der Ukraine-Kon�ikt forderte Tausende Tote und löste einen Handels-
krieg aus, der Exporte einbrechen ließ und den Agrarsektor massiv belastet. 

Der Außenhandel zwi-
schen der EU und Russ-
land �el dramatisch.“ So 

leitet das Österreichische Ins-
titut für Wirtschaftsforschung 
(Wifo) eine aktuelle Studie zur 
Bewertung der EU-Russland-
Beziehungen ein. Am 7. Au-
gust ist es genau ein Jahr her, 
dass Wladimir Putin, Präsident 
der Russischen Föderation, das 
Handelsembargo für westli-
che Lebensmittel erlassen hat. 
Diese Sanktionen treffen die 
europäischen Landwirte, den 
Lebensmittelexport und auch 
den EU-Binnenmarkt nach wie 
vor schwer. 

Chronologie des Kon�ikts
Zugrunde liegt dem derzei-

tigen Handelskrieg eigentlich 
ein Freihandelsabkommen: 
das Assoziierungsabkommen 
zwischen der EU und der Uk-
raine. Die Verhandlungen be-
gannen 2008. Weil die EU die 
Entlassung der aus ihrer Sicht 
unrechtmäßig inhaftierten 
Politiker Julia Timoschenko 
und Juri Luzenko als Voraus-
setzung für ein Abkommen 
sieht, verschiebt die ukraini-
sche Regierung Ende 2013 die 
Unterzeichnung. In der ukrai -
nischen Bevölkerung regt sich 
Unmut. Demonstrationen am 
Maidan in der ukrainischen 
Hauptstadt Kiew beginnen und 
werden immer gewalttätiger. 
Zahlreiche Menschen sterben, 
Hunderte werden verletzt.

Sanktionen folgen 
Die Ukraine ist gespalten. 

Pro-russische Separatisten be-
setzen die Ostukraine. Schließ-
lich kommt es im März 2014 
zur Annexion der Halbinsel 
Krim. Sie wird an die Russische 
Föderation angeschlossen. Bis 
heute sind der UNO zufolge 
mehr als 6000 Menschen im 
Ukraine-Kon�ikt ums Leben 
gekommen. Weil sich die Situ-
ation nicht entspannt, spricht 
sich das EU-Parlament im April 
2014 schließlich für Sanktio-
nen gegen Russland aus. Putin 
reagiert mit einem Importver -
bot für Obst, Gemüse, Fleisch, 
Fisch und Milchprodukte aus 
der EU, den USA, Australien, 

Russlands Präsident Putin erklärte: „Ein Werkzeug wie Sanktionen 
sollten nicht länger Teil internationaler Beziehungen sein.“ Zwischen 
der EU und Russland sind sie es nach wie vor.�FOTO: WWW.KREMLIN.RU

Kanada und Norwegen, das ein 
Jahr bestehen soll. Seit dem 7. 
August 2014 dürfen keine west-
lichen Lebensmittel mehr nach 
Russland exportiert werden. 
Ein bedeutender Markt bricht 
weg. Die Turbulenzen für die 
europäischen Landwirte be-
ginnen. 

Keine Entspannung
Ein Jahr später hat sich 

die Situation nicht entspannt. 
Auch das russische Import-
verbot wird nicht aufgehoben. 
Im Gegenteil. Die EU verlängert 
die Sanktionen ihrerseits. Die 
Regierungen der Mitglieds-
staaten einigen sich im Juni 
2015 auf erweiterte Sanktionen 
gegen Russlands Energie-, Ver-
teidigungs- und Finanzsektor 
sowie ein Einfuhrverbot von 
Waren mit Ursprung auf der 
Krim. Putin lässt nicht lan-
ge auf eine Reaktion warten 
und verlängert seinerseits die 
Sanktionen gegen die EU um 
ein weiteres Jahr. 

Der Pressedienst des russi-
schen Außenministeriums teilt 
daraufhin mit, dass man „tief 
enttäuscht“ sei über die Sank-
tionsverlängerungen. Brüssel 
habe „ge�issentlich vergessen“, 
dass diese Entscheidung wohl 
Tausenden oder gar Millionen 
Europäern den Arbeitsplatz 
kosten könnte, so das Außen-
amt. Doch die gegenseitigen 
Sanktionen treffen beide Sei-
ten. Der russische Außenhan-
del bricht laut Zahlen der EU 

innerhalb der ersten beiden 
Monate des Jahres 2015 um 30 
Prozent (%) ein. Der Handel 
mit der EU sinkt um mehr als 
ein Drittel. Der gesamte Le-
bensmittelimport verzeichnet 
im Januar ein Minus von 40 
%. Im März 2015 steigt die 
In�ation auf rund 17 %. Pro -
gnosen besagen, dass das rus-
sische Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) 2015 um fünf Prozent 
schrumpfen wird.

Agrarausfuhren der EU
Laut einer aktuellen Wi-

fo-Studie sind aufgrund der 
Sanktionen in der EU (ohne 
Kroatien) und der Schweiz 
langfristig mehr als 2,2 Mrd. 
Arbeitsplätze gefährdet. Insge-
samt könnte eine Wertschöp-
fung von rund 92 Milliarden 
Euro verloren gehen. Landwirt-
schaft und Lebensmittelindus-
trie sind neben Einzel- und 
Großhandel, Bauwirtschaft 
sowie Maschinen- und Fahr-
zeugbau besonders vom Em-
bargo betroffen. Zahlen der 
EU-Kommission belegen: Im 
Vergleichszeitraum August 
bis April 2013/14 und 2014/15 
sanken die österreichischen 
Agrarausfuhren nach Russland 
um 29 %. Die EU-Agrarexporte 
sanken im selben Zeitraum 
gesamt um 42 %.

Beiderseits Verlierer
Wifo-Experte Franz Sinabell 

erklärt in einer weiteren Aus -
wertung: „Insgesamt dürfte 

Österreichs Export von Agrar-
gütern und Lebensmitteln nach 
Russland 2014 um knapp 50 
Mio. Euro gedämpft worden 
sein.“ Dieser Rückgang der 
Verkäufe nach Russland sei 
auch eine Folge der starken 
Verteuerung österreichischer 
Produkte, da der Rubel gegen-
über dem Euro seit Jahresmitte 
2014 erheblich an Wert verlo-
ren habe, was aber teilweise 
ebenfalls auf die verhängten 
Sanktionen zurückzuführen 
sei, so Sinabell. Der Handels-
krieg zwischen der Russischen 
Föderation und dem Westen 
bringt also beiderseits Verlierer 
hervor. 

Maßnahmen 
Unmittelbar nach Verhän-

gung der Importbeschränkung 
vor einem Jahr wurden Maß-
nahmen zur Unterstützung auf 
EU-Ebene gesetzt. Bis Jahres-
ende 2014 wurde ein Finanz-
rahmen von etwas mehr als 
400 Mio. Euro beschlossen. 
In Österreich wurden davon 
etwa eine halbe Mio. Euro 
eingesetzt. Zusätzlich wurden 
nationale Maßnahmen wie die 
Exportinitiative gestartet, um 
Ersatzmärkte zu erschließen. 

In der Zwischenzeit wur -
den EU-Hilfsmaßnahmen u. a. 
zur Privaten Lagerhaltung von 
Milchprodukten und Schwei -
nefleisch geleistet. Wie in 
der BauernZeitung berichtet, 
wurden diese Maßnahmen für 
Milchprodukte verlängert, für 
Schweine�eisch jedoch nicht. 
Beide Sektoren leiden massiv 
unter dem Embargo, ebenso 
wie der Obst- und Gemüse-
sektor. 

Ausblick 
Als wichtigste mittelfristi -

ge handelspolitische Option 
biete sich laut Sinabell an, die 
laufenden Verhandlungen zur 
Erleichterung des Exports in 
die USA und nach Ostasien 
zu beschleunigen, um es Ex-
porteuren zu ermöglichen, auf 
diesen wachsenden Märkten 
verstärkt Fuß zu fassen. Ein 
Ende des Embargos vor August 
2016 ist derzeit nämlich nicht 
in Sicht. � Eva Zitz

Die NÖM konzentriert ihre  
Produktion in Baden 

Dürre- und Hagelschäden 
in Millionenhöhe 

Ausbleiben-
der Nieder-
schlag 
könnte 
geschätz-
te 100 
Mio. Euro 
Schaden ver-
ursachen.
� Grafik: ÖHV

im Ausmaß von rund 100 Mio. 
Euro. Weltweit war das erste 
Halbjahr 2015 das wärmste 
seit Beginn der Aufzeichnun-
gen. In Österreich war der Juli 
2015 laut der Zentralanstalt für 
Meteorologie und Geodynamik 
(ZAMG) der wärmste Juli seit 
Messbeginn im Jahr 1767. Die 
Anzahl der Hitzetage mit 30 °C 
und mehr liegt in Wien mit 24 
Tagen bereits jetzt über dem 
Jahresdurchschnitt von 15,3 
Tagen. Die nächste Hitzewelle 
ist schon da und lässt somit die 
Landwirtschaft weiter leiden.

mAG. WOLFGANG  
RAAb,  
Bauernbundjurist,  
Linz

Das weichende Kind bei der Hofübergabe
Bei der Übergabe eines landwirt-

schaftlichen Betriebes geht es in der 
Regel um mehr als die bloße Eigentums-
übertragung von einer Generation an die 
nächste. Zumindest indirekt sind auch 
die Geschwister des Übernehmers, die 
sogenannten weichenden Kinder, be-
troffen. Im Zuge von Beratungen taucht 
daher regelmäßig die Frage auf, ob und 
was diese Geschwister anlässlich der 
Übergabe zu bekommen haben. 

Die für viele überraschende Antwort: 
rechtlich betrachtet nichts! Die Übergabe 
ist ein Vertrag zwischen Übergeber(n) 
und Übernehmer(n); die sogenannten 
weichenden Kinder bzw. Geschwister 

müssen davon theoretisch nicht einmal 
erfahren. 

Allerdings kann die Übergabe spä-
tere Ansprüche für die weichenden 
Geschwister begründen, nämlich bei 
Ableben des (der) Übergeber(s). Sie kön-
nen dann im Verlassenschaftsverfahren 
eine P�ichtteilserhöhung verlangen, 
woraufhin jener Anteil aus der dama-
ligen Übergabe zu ermitteln ist, der als 
Schenkung anzusehen ist.

Um Streitigkeiten über eine womög-
lich Jahrzehnte zurückliegende Überga-
be, verbunden mit schwierigen Bewer-
tungsfragen, zu vermeiden, ist es daher 
auch ohne rechtliche Verp�ichtung im 

Sinne einer endgültigen Regelung aller 
Ansprüche zweckmäßig, die Übergabe 
zur Ab�ndung von Ansprüchen anderer 
Kinder zu nützen. 

Zur rechtlichen Absicherung des 
Übernehmers vor späteren Forderun-
gen wird der Abschluss eines P�icht-
teilsverzichtsvertrags empfohlen. Der 
Vertrag bedarf zu seiner Gültigkeit der 
Aufnahme eines Notariatsaktes oder 
der Beurkundung durch gerichtliches 
Protokoll (§ 551 ABGB). 

Daneben gibt es weitere mögliche 
Vertragsklauseln, die ebenfalls den 
Schutz der weichenden Kinder bezwe-
cken. So kann etwa vereinbart werden, 
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dass ein allfälliger Gewinn bei Verkauf 
von Grundstücken durch den Überneh-
mer innerhalb eines gewissen Zeitraums 
unter bestimmten Bedingungen mit  
den weichenden Geschwistern zu tei-
len ist.

Welche der aufgezeigten Vertrags-
klauseln im Einzelfall als sachgerecht 
angesehen werden, hängt immer von 
den Umständen ab. Generell sollte der 
Inhalt eines Übergabsvertrages von allen 
Beteiligten, unter Einbindung der wei-
chenden Kinder, gemeinsam erarbeitet 
werden. Dadurch steigen die Chancen 
beträchtlich, dass sich alle mit dem 
Inhalt identi�zieren können.


